
Satzung des Fördervereins Gymnasium Stolzenau e.V.

§1
Name

Der Verein führt den Namen „Förderverein Gymnasium Stolzenau e.V.“. Sitz des Vereins ist Stolzenau. Der Verein ist in das Vereinregister des Amtsgerichts Stolzenau eingetragen.


§2
Zweck


Zweck des Vereins ist die Förderung der Erziehung und Bildung. Der Verein unterstützt die gesamte Arbeit am Gymnasium Stolzenau in vielfältiger Weise. Der Zweck des Vereins wird im Einzelnen verwirklicht durch:

1. Förderung der schulischen Aufgaben des Gymnasium Stolzenau und Beschaffung von Mitteln hierfür.

2. Vertiefung der Zusammenarbeit zwischen Elternschaft und Schule sowie Bereitstellung der Mittel hierfür.

3. Pflege der Verbindung zwischen ehemaligen Schülerinnen und Schülern und der Schule und Bereitstellung der Mittel hierfür.

4. Der Förderverein beteiligt sich als Gesellschafter an einer gemeinnützigen Gesellschaft mit beschränkter Haftung, die den Vereinszweck fördert und die Entwicklung der Ganztagsschule zu einem gesunden Lebensraum verwirklicht.

5. Durchführung von/Beteiligung an Projekten in den verschiedenen Fachbereichen.

6. Durchführung von/Beteiligung an Projekten im Bereich der Schulbibliothek.

7. Zusammenarbeit bzw. finanzielle Beteiligung mit gemeinnützigen Körperschaften, Verbänden, Organisationen sowie öffentlich-rechtlichen Trägern im Rahmen des Schulbetriebes.

8. Finanzielle Unterstützung, Konzeption und Durchführung von Vorträgen, Veranstaltungen, Tagungen und geeigneten Fort-, Förder-, Forder- und Ausbildungsmaßnahmen.

9. Für die Erfüllung dieser satzungsmäßigen Zwecke sollen geeignete Mittel wie Beiträge, Umlagen, Spenden, Zuschüsse und sonstige Zuwendungen eingesetzt werden.

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Ziele im Sinne des Abschnittes „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.

Der Verein ist selbstlos tätig; er dient nicht in erster Linie eigenwirtschaftlichen Zwecken.

Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendung aus Mitteln des Vereins. 

§3
Mitgliedschaft

Als Mitglied können dem Verein angehören:

1. Erziehungsberechtigte der Schülerinnen und Schüler

2. ehemalige Schülerinnen und Schüler

3. Personen und Personenvereinigung, die die in §2 dieser Satzung genannten Ziele anstreben wollen.

Die Mitgliedschaft wird durch eine schriftliche Beitrittserklärung erworben und ist erst mit Entrichtung des festgesetzten Beitrags rechtswirksam.

Kein Mitglied hat nach seinem Ausscheiden, bei der Auflösung oder Aufhebung des Vereins Ansprüche an das Vereinsvermögen.

Die Mitgliedschaft erlischt:

1. durch den Tod

2. durch freiwilligen Austritt mit einer Kündigungsfrist von einem Monat jeweils zum Schluss des Kalenderjahres.

§4
Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.


§5 
Vereinsorgane

Organe des Vereins sind:

1. die Mitgliederversammlung

2. der Vorstand

§6
Vorstand

Der Vorstand besteht aus:


dem/der 1. Vorsitzenden


dem/der stellvertretenden Vorsitzenden


dem/der Kassenwart/in


sowie bis zu sieben Beisitzern/innern

Vorstand im Sinne des §26 BGB sind die/der 1. Vorsitzende und der/die stellvertretenden Vorsitzende. Jede/r ist alleinvertretungsberechtigt.

Der Vorstand leitet den Verein in allen Angelegenheiten und ist der Mitgliederversammlung gegenüber verantwortlich. Er wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von 2 Jahren gewählt, bleibt jedoch so lange im Amt, bis ein neuer Vorstand gewählt ist.


§7
Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung setzt sich zusammen aus allen Mitgliedern des Vereins. Der Mitgliederversammlung steht die oberste Entscheidung in allen Vereins Angelegenheiten zu, soweit sie nicht dem Vorstand übertragen ist.

Die Versammlung tritt jährlich mindestens einmal zusammen.

Die Einberufung zur Mitgliederversammlung muss schriftlich zwei Wochen vor der Versammlung ergangen sein und die Tagesordnung enthalten. Eine Satzungsänderung muss in der Einladung angekündigt werden.

Eine Mitgliederversammlung muss auch dann einberufen werden, wenn dieses von mindestens 25 Prozent der Mitglieder schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangt wird.

Aufgaben der Mitgliedsversammlung:

1. Wahl des Vorstandes - alle 2 Jahre

2. Wahl der zwei Kassenprüfer/innen – einmal im Jahr

3. einmal im Jahr Entgegennahme des Berichtes des Vorstandes

4. einmal im Jahr Entgegennahme des Berichtes der Kassenprüfer/innen

5. einmal im Jahr Entlastung des Vorstandes

6. einmal im Jahr Festsetzung des Mindestbeitrages

Über die Beschlüsse der Versammlung ist eine Niederschrift anzufertigen, die von dem/der Vorsitzenden oder seinem/r Stellvertreter/in sowie von dem/der Schriftführer/in zu unterzeichnen ist.

Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst, Satzungsänderungen mit Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mitglieder beschlossen.

Leiter/in der Versammlung ist der/die Vereinsvorsitzende, bei dessen/deren Verhinderung sein/ihre Stellvertreter/in. Im Bedarfsfall kann die Mitgliederversammlung auch eine/n andere/n Versammlungsleiter/in wählen.


§8
Vereinsfinanzen

Die der Erfüllung der Aufgaben des Vereins erforderlichen Mittel werden durch Mitgliedsbeiträge und Spenden aufgebracht. Das bare Vereinsvermögen ist verzinslich und mündelsicher anzulegen.

Der/Die Kassenwart/in darf Zahlungen nur auf Anweisung des/der Vorsitzenden und bei dessen/deren Verhinderung des/der Stellvertreters/in leisten.


§9 
Vergütungen

Alle Mitglieder sind in der Regel ehrenamtlich tätig, haben jedoch Anspruch auf Ersatz ihrer baren Auslagen. Die Mitgliederversammlung kann aber nach Beschluss eine Vergütung nach Maßgabe einer Aufwandsentschädigung i. S. d. § 3 Nr. 26a EStG beschließen.

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.


§10
Auflösung des Vereins und Verwendung der Mittel

Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zweckes fällt das Vereinsvermögen in voller Höhe an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine andere steuerbegünstigte Körperschaft, mit der Auflage, das Vermögen unmittelbar und ausschließlich für in §2 dieser Satzung genannte Zwecke zu verwenden.

